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1. Firma und Sitz

Art. 1 Firma

Unter der Firma «Baugenossenschaft Letten» besteht eine auf un-
beschrankte Dauer gegriindete gemeinnttzige und im Handelsregis-
ter eingetragene Genossenschaft im Sinne von Art. 828 ff. OR.

Art.2  Sitz

Sitz der Genossenschaft ist Zlrich.

2, Zweck, Mittel und Grundsatze

Art. 3 Zweck und Mittel

" Die Genossenschaft verfolgt den Zweck, in gemeinsamer Selbst-
hilfe und Mitverantwortung ihren Mitgliedern guten und preisginsti-
gen Wohnraum zu verschaffen und zu erhalten. Sie ist bestrebt,
Raume fiur alle Bevdélkerungskreise anzubieten, insbesondere auch
fur Alleinstehende, Familien, Menschen mit besonderen Bedlirfnis-
sen und Betagte. Sie férdert das Zusammenleben im Sinne gesamt-
gesellschaftlicher Verantwortung und gegenseitiger Solidaritat. Die
Genossenschaft kann in ihren Gebauden Raume flr geschéaftliche
Dienstleistungen anbieten.

2 Sje sucht diesen Zweck zu erreichen durch:

a) Erwerb von Bauland und Baurechten;

b) Bau und Erwerb von Ein- und Mehrfamilienhdusern, die zeitge-
massen genossenschaftlichen Wohnbedlrfnissen entsprechen;

c) sorgféltigen und laufenden Unterhalt und periodische Erneuerung
der bestehenden Bauten;

d) Errichtung von Ersatzneubauten, wenn die bestehenden Bauten
nicht mehr auf wirtschaftlich vertretbare Art und Weise erneuert
werden kénnen;

e) Beanspruchung von Fdrderungsinstrumenten nach dem eidge-
néssischen Wohnraumforderungsgesetz bzw. entsprechenden
kantonalen und kommunalen Gesetzen;

f) Verwaltung und Vermietung der Wohnungen auf der Basis der
Kostenmiete;

g) Férderung von genossenschaftlichen Aktivitaten in den Siedlun-
gen;

h) ideelle und materielle Unterstlitzung von Bestrebungen, die
preiswertes und gutes Wohnen zum Ziel haben.

3 Die Tatigkeit der Genossenschaft ist gemeinntitzig und nicht ge-
winnorientiert.

Firma

Sitz

Zweck

Mittel

Gemeinniitzigkeit
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4 Die Genossenschaft kann sich an Unternehmen und Organisationen
mit gleichen oder ahnlichen Zielsetzungen beteiligen. Sie kann Mit-
glied von Wohnbaugenossenschaften Schweiz, Verband der gemein-
natzigen Wohnbautrager, sein.

Art. 4 Grundsdtze der Vermietung

' Die Vermietung ist im Rahmen der nachfolgenden Bestimmungen
Aufgabe des Vorstandes, der dariiber ein Vermietungsreglement er-
lasst. Der Vorstand sorgt auch dafilir, dass die Mieter/innen Uber all-
fallige Auflagen aufgrund staatlicher Wohnbauférderung informiert
werden und sich zu deren Einhaltung verpflichten.

2 Die Miete von Wohnungen oder Einfamilienhdusern der Genossen-
schaft setzt grundsatzlich den Beitritt zur Genossenschaft voraus.

3 Solange die stadtischen Wohnbauférderungsvorschriften aufgrund
der ausgerichteten Unterstitzungsleistungen anwendbar sind, be-
rechnen sich die Mietzinse nach den entsprechenden Vorschriften.
Im Ubrigen vermietet die Genossenschaft ihre Wohnungen grund-
satzlich zu den Selbstkosten. Sie verzichtet auf die Erzielung eines
eigentlichen Gewinnes sowie auf Giberhdhte Zahlungen an Dritte. Mit
den Mietzinsen miussen insbesondere die Verzinsung des Fremd-
und des Eigenkapitals, allfallige Baurechtszinsen, brancheniibliche
Abschreibungen, Rickstellungen und Einlagen in die vom Gesetz
oder von den Subventionsbehdrden vorgeschriebenen sowie von der
Generalversammlung beschlossenen Fonds, der laufende Unterhalt
der Gebaude und der Umgebung, die Bezahlung von Abgaben, Steu-
ern und Versicherungspramien sowie die Kosten einer zeitgemdassen
Verwaltung und Genossenschaftsfliihrung gedeckt sein.

4 Die Mitglieder sind verpflichtet, selbst in den von ihnen gemieteten
Wohnungen zu wohnen und dort zivilrechtlichen Wohnsitz zu haben.

5 Die ganze oder teilweise Untervermietung einer Wohnung oder ein-
zelner Zimmer ist nur mit vorgangiger Zustimmung des Vorstandes
zuldssig. Der Vorstand kann die Zustimmung zu einem entsprechen-
den Gesuch aus den in Art. 262 Abs. 2 OR genannten Griinden ver-
weigern. Als wesentliche Nachteile bei der Untervermietung der
ganzen Wohnung gelten insbesondere eine mehr als einjdhrige
Dauer, die mehr als zweimalige Untervermietung im laufenden Miet-
verhaltnis, die Untervermietung an Personen, welche die Vermie-
tungsrichtlinien gemass Vermietungsreglement nicht erfillen sowie
der Umstand, dass die Mitglieder nicht eindeutig darlegen koénnen,
dass sie die Wohnung nach Ablauf der Untervermietung wieder
selbst bewohnen werden. Bei Untervermietung einzelner Zimmer
entsteht der Genossenschaft auch ein wesentlicher Nachteil, wenn
damit Vermietungsrichtlinien gemdss Vermietungsreglement um-
gangen werden. Der Vorstand kann die tage- oder wochenweise Un-
tervermietung an Dritte erlauben. Einzelheiten regelt der Vorstand
im Vermietungsreglement.

Beteiligungen und
Mitgliedschaften

Vermietungsregle-
ment

Mitgliedschaft

Mietzins

Residenzpflicht

Untervermietung
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6 Wohnungsgrdsse und Zahl der Benutzer/innen sollen in einem an-
gemessenen Verhaltnis zueinanderstehen. Einzelheiten regelt der
Vorstand im Vermietungsreglement.

Art. 5 Grundsatze zu Bau und Unterhalt der Gebaude

' Beim Bauen und Umbauen ihrer Gebdude sind der Genossenschaft
besonders wichtig: hohe Nutzungsflexibilitét der Wohnungen bzw.
Gewerberdume unter Berlicksichtigung auch kiinftiger Bedlirfnisse,
behindertengerechtes Bauen, hochwertige Aussenrdaume, gut signa-
lisierte und sichere Erschliessung, geringer Folgeunterhalt, Einsatz
von Okologisch einwandfreien Materialien sowie Einsparung von
Energie beim Bau und Betrieb.

2 Mit einem fortlaufenden, nachhaltigen, kosten- und qualitdatsbe-
wussten Unterhalt passt die Genossenschaft ihre Gebdude an den
Stand der technischen Méglichkeiten und an die zeitgemassen ge-
nossenschaftlichen Wohnbedirfnisse an und sorgt damit fir die
Werterhaltung der Gebdude. Dazu gehért auch die regelmassige
Prifung von Massnahmen zur Wohnwertsteigerung der Liegenschaf-
ten und ihrer Umgebung.

3 Bei umfassenden Renovationen und Ersatzneubauten achtet die
Genossenschaft auf ein sozialvertragliches Vorgehen. Sie kiindigt
solche Vorhaben mindestens zwei Jahre im Voraus an und unter-
breitet den Betroffenen nach Méglichkeit im Minimum ein Umsied-
lungsangebot an. Bei der Vermietung von umgebauten Gebauden
und von Ersatzneubauten sind in erster Linie die bisherigen Mie-
ter/innen zu berilicksichtigen, sofern diese den Vermietungskriterien
entsprechen.

Art. 5a Eigenstromerzeugung

' Die Genossenschaft kann fiir den Eigenverbrauch und zur Einspei-
sung in das o6ffentliche Elektrizitdtsnetz eigene Stromerzeugungsan-
lagen erstellen und betreiben oder daflir z.B. Dachflachen Dritten
zur Verfligung stellen.

2 Mitglieder, die Raumlichkeiten der Genossenschaft mieten, ver-
pflichten sich, der Eigenverbrauchsgemeinschaft beizutreten sowie
den Strom von der Genossenschaft resp. von Dritten gemass den
fur die Eigenverbrauchsgemeinschaft geltenden Bedingungen zu be-
ziehen.

Art. 6 Unverkauflichkeit der Grundstiicke, Hauser und Woh-
nungen

' Die Grundsticke, Hauser und Wohnungen der Genossenschaft sind
grundsatzlich unverkauflich.

2 Ausgenommen davon sind Objekte, die sich aufgrund besonderer
Umstande langerfristig nicht mehr sinnvoll zu den statutarischen Be-

Uber- / Unterbele-
gung

Ausrichtung

Unterhalt

Renovationen und
Ersatzneubauten

Grundsatz

Eigenverbrauchs-
gemeinschaft

Verkaufsverbot

Ausnahmen
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dingungen vermieten lassen. Entsprechende Verausserungen be-
dirfen der Zustimmung von drei Vierteln der an der Generalver-
sammlung anwesenden Stimmberechtigten.

3Vorbehalten sind zudem besondere Vorschriften fir bestimmte
Wohnobjekte sowie vertragliche Verpflichtungen, insbesondere jene
in Baurechtsvertragen mit der Stadt Zirich.

3. Mitgliedschaft: Erwerb, Verlust und Pflich-
ten
Art. 7 Erwerb der Mitgliedschaft

" Mitglied der Genossenschaft kann jede volljdhrige natlrliche und
jede juristische Person werden, die mindestens einen Genossen-
schaftsanteil von CHF 100.-- Gbernimmt (Mitgliedschaftsanteil).

2 Die Zahl der Mitglieder ist unbeschrankt.

3 Die Aufnahme erfolgt aufgrund eines schriftlichen Beitrittsgesuchs
nach vollstandiger Einzahlung der erforderlichen Genossenschafts-
anteile durch einen Vorstandsbeschluss. Der Vorstand entscheidet
endglltig. Der Vorstandsbeschluss ist massgebend fiir den Beginn
der Mitgliedschaft.

4 Der Vorstand fihrt ein Mitgliederregister.

Art.8 Erloschen der Mitgliedschaft

' Die Mitgliedschaft erlischt

a) bei natlrlichen Personen durch Austritt, Ausschluss oder Tod;

b) bei juristischen Personen durch Austritt, Ausschluss oder Aufl6-
sung.

2 Die Rickzahlung der Genossenschaftsanteile bei Erléschen der Mit-
gliedschaft richtet sich nach Art. 18 der Statuten.

Art.9  Austritt
1 Ist das Mitglied Mieter/in von Raumlichkeiten der Genossenschaft,
setzt der Austritt die Kiindigung des Mietvertrags voraus.

2 Der Austritt aus der Genossenschaft kann nur schriftlich auf Ende
des Geschaftsjahres und unter Einhaltung einer sechsmonatigen
Kindigungsfrist erklart werden. Der Vorstand kann in begriindeten
Fallen den Austritt auch unter Beachtung einer kirzeren Kindi-
gungsfrist oder auf einen anderen Zeitpunkt bewilligen, so insbe-
sondere bei Kiindigung des Mietvertrags auf das Ende der mietrecht-
lichen Kindigungsfrist.

Besondere Objekte

Voraussetzungen

Anzahl
Beitrittsge-

such/Vorstandsbe-
schluss

Mitgliederregister

Griinde

Riickzahlung An-
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3 Sobald der Beschluss zur Auflésung der Genossenschaft gefasst ist,
kann der Austritt nicht mehr erklart werden.

Art. 10 Tod

1 Stirbt ein Mitglied, das Mieter/in einer Wohnung der Genossen-
schaft gewesen ist, kann der/die im gleichen Haushalt lebende Ehe-,
eingetragene bzw. Lebenspartner/in - soweit er/sie nicht bereits
Mitglied der Genossenschaft ist — die Mitgliedschaft des/der Verstor-
benen und gegebenenfalls dessen/deren Mietvertrag tGbernehmen.
Der/die Lebenspartner/in muss nachweisen, dass er/sie Erbe
des/der Verstorbenen ist.

2 Andere im gleichen Haushalt lebende Personen kénnen mit Zustim-
mung des Vorstandes Mitglied der Genossenschaft werden und ei-
nen Mietvertrag abschliessen.

Art. 11 Ausschluss

" Ein Mitglied kann jederzeit durch den Vorstand aus der Genossen-
schaft ausgeschlossen werden, wenn ein wichtiger Grund oder einer
der nachfolgenden Ausschlussgriinde vorliegt:

a) Verletzung genereller Mitgliedschaftspflichten, insbesondere der
genossenschaftlichen Treuepflicht, Missachtung von Beschllissen
der Generalversammlung oder des Vorstandes sowie vorsatzliche
Schadigung des Ansehens oder der wirtschaftlichen Belange der
Genossenschaft;

b) Missachtung der Pflicht, selbst in der gemieteten Wohnung zu
wohnen und dort zivilrechtlichen Wohnsitz zu haben;

c) Zweckentfremdung der Wohnung, namentlich wenn sie und da-
zugehdrende Nebenraume vorwiegend zu geschaftlichen Zwe-
cken benutzt werden;

d) bei Scheidung oder Trennung, sofern der Ausschluss in Art. 12
vorgesehen ist bzw. nur Mitglied sein kann, wer in der Genossen-
schaft wohnt;

e) Missachtung der Bestimmungen von Statuten und Vermietungs-
reglement;

f) Ablehnung eines Umsiedlungsangebotes bei Unterbelegung oder
Uberbelegung;

g) Beschluss des zustandigen Organs lUber eine umfassende Reno-
vation oder den Abbruch der betreffenden Liegenschaft, jedoch,
falls die Genossenschaft liber entsprechende Objekte verflgt,
erst nach Ablehnung eines Umsiedlungsangebots;

h) Vorliegen eines ausserordentlichen mietrechtlichen Kiindigungs-
grundes, insbesondere nach den Art. 257d OR, 257f OR, 266g
OR, 266h OR, sowie anderen Verletzungen des Mietvertrages;

i) Verletzung von Bestimmungen der Wohnbauférderung, aufgrund
deren die Genossenschaft das Mietverhéltnis kiindigen muss, so-
fern kein Umsiedlungsangebot gemacht werden kann oder ein

Einschrénkung

Ehe-, eingetra-
gene/r bzw. Le-
benspartner/in

Andere Personen

Griinde
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solches abgelehnt worden ist.

2 Dem Ausschluss hat eine entsprechende Mahnung vorauszugehen,
ausser wenn diese nutzlos ist oder die mietrechtliche Kindigung
nach Art. 257f Abs. 4 OR bzw. gestitzt auf Art. 12 der Statuten
erfolgt.

3 Der Beschluss Uber den Ausschluss ist dem betreffenden Mitglied
durch eingeschriebenen Brief mit Begriindung und Hinweis auf die
Mdéglichkeit der Berufung an die Generalversammlung zu eroffnen.
Dem/der Ausgeschlossenen steht wahrend 30 Tagen nach Empfang
der Mitteilung das Recht der Berufung an die Generalversammlung
zu. Die Berufung hat keine aufschiebende Wirkung, doch hat der/die
Ausgeschlossene das Recht, in der Generalversammlung seine/ihre
Sicht selbst darzulegen oder darlegen zu lassen.

4 Die Anrufung des Gerichts nach Art. 846 Abs. 3 OR innert drei Mo-
naten bleibt vorbehalten. Sie hat ebenfalls keine aufschiebende Wir-
kung.

5 Die Klindigung des Mietvertrages richtet sich nach den mietrecht-
lichen Bestimmungen; sie setzt das Vorliegen eines Grundes voraus,
der auch zum Ausschluss aus der Genossenschaft berechtigen
wirde.

Art. 12 Auflosung des Zusammenlebens von Ehepaaren und
Paaren in eingetragener Partnerschaft

" Weist das Gericht in einem Eheschutzentscheid oder Trennungsur-
teil die Benltzung der Wohnung dem/der Ehepartner/in des Mit-
glieds zu, kann der Vorstand mit dessen Einverstandnis den Miet-
vertrag auf den/die andere/n Ehepartner/in Ubertragen. Eine solche
Ubertragung setzt die Mitgliedschaft oder deren Erwerb durch die in
der Wohnung verbleibende Person sowie die Ubernahme sédmtlicher
Wohnungsanteile (Art. 15 Abs. 2) voraus. Der Vorstand kann das
Mitglied, dem die Benitzung der Wohnung nicht zugewiesen wurde,
ohne Abmahnung aus der Genossenschaft ausschliessen, sofern er
ihm keine andere Wohnung zur Verfiigung stellen kann oder will.
Dieselbe Regelung gilt beim Entscheid Gber die Aufhebung des Zu-
sammenlebens der eingetragenen Partnerschaft.

2 Weist das Gericht im Scheidungs- bzw. Aufldsungsurteil Wohnung
und Mietvertrag dem/der Ehe- bzw. eingetragenen Partner/in des
Mitglieds zu, kann der Vorstand, wenn er dem Mitglied keine andere
Wohnung zur Verfigung stellen kann oder will, das Mitglied ohne
Abmahnung aus der Genossenschaft ausschliessen. Der/die Ehe-
bzw. eingetragene Partner/in, auf den/die der Mietvertrag Ubertra-
gen wurde, muss Mitglied der Genossenschaft sein oder werden und
samtliche Wohnungsanteile Ubernehmen. Dieselbe Regelung gilt
beim Urteil Gber die Auflésung der eingetragenen Partnerschaft.

3 Es gelten die Belegungsvorschriften gemass Vermietungsregle-
ment.

Mahnung
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4 Die vermdgensrechtlichen Folgen beziglich der Genossenschafts-
anteile richten sich nach dem entsprechenden Gerichtsentscheid
bzw. der entsprechenden Konvention, wobei eine Auszahlung von
Anteilkapital erst erfolgt, nachdem der/die in der Wohnung verblei-
bende Ehe- bzw. eingetragene Partner/in der Genossenschaft einen
entsprechenden Betrag liberwiesen hat.

Art. 13 Verpfindung und Ubertragung von Genossenschafts-
anteilen

' Jede Verpfandung und sonstige Belastung von Genossenschaftsan-
teilen sowie deren Ubertragung an Personen, die nicht Mitglieder der
Genossenschaft sind, sind ausgeschlossen.

2 Die Ubertragung von Genossenschaftsanteilen ist nur von Mitglied
zu Mitglied zulassig und benétigt die Zustimmung des Vorstandes.
Erforderlich ist ein schriftlicher Abtretungsvertrag.

Art. 14 Personliche Pflichten der Mitglieder

Die Mitglieder sind verpflichtet:
a) die Interessen der Genossenschaft in guten Treuen zu wahren;

b) den Statuten sowie den Beschllssen der Genossenschaftsorgane
nachzuleben;

c) nach Mdglichkeit an genossenschaftlichen Aktivitaten teilzuneh-
men und in genossenschaftlichen Gremien mitzuwirken.

4. Finanzielle Bestimmungen

Genossenschaftskapital
Art. 15 Genossenschaftsanteile

' Das Genossenschaftskapital besteht aus der Summe der gezeich-
neten Genossenschaftsanteile. Die Genossenschaftsanteile lauten
auf einen Nennwert von je CHF 100.-- oder CHF 500.—und missen
voll einbezahlt werden. Ausnahmsweise kann der Vorstand fir die
Wohnungsanteile Ratenzahlung bewilligen. Der Vorstand kann flr
neue Mitglieder jederzeit neue Genossenschaftsanteile ausgeben.

2 Mitglieder, die Raumlichkeiten der Genossenschaft mieten, miissen
zusatzlich zum Mitgliedschaftsanteil (vgl. Art. 7 Abs. 1) weitere An-
teile (Wohnungsanteile) libernehmen. Einzelheiten regelt der Vor-
stand in einem Reglement, wobei der zu Gibernehmende Betrag nach
den Anlagekosten der gemieteten Raumlichkeiten abgestuft ist, den
Wohnbaufdrderungsvorschriften entsprechen sowie flr die Finanzie-
rung der Bauten ausreichen muss. Der Maximalbetrag belauft sich
auf 20% der Anlagekosten der gemieteten Raumlichkeiten.

Vermégensrechtli-
che Folgen

Verpféndung/Be-
lastung

Ubertragung

Treuepflicht
Befolgungspflicht

Teilnahmepflicht

Genossenschafts-
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3 Mieten mehrere Mitglieder gemeinsam Raumlichkeiten der Genos-
senschaft, kénnen die fiir diese Raumlichkeiten zu ibernehmenden
Wohnungsanteile auf diese Mitglieder in einem von ihnen gewahlten
Verhaltnis verteilt werden.

4 FUr Genossenschaftsanteile werden keine Anteilscheine ausgege-
ben. Das Mitglied erhéalt jedoch eine Bestatigung Uber die Héhe sei-
ner Beteiligung.

Art. 16 Finanzierung der Genossenschaftsanteile

1 Genossenschaftsanteile kdnnen mit Mitteln der beruflichen Vor-
sorge erworben werden.

2 Mit Einverstandnis des Vorstandes kénnen Genossenschaftsanteile
auch von Dritten finanziert werden. Wird nichts anderes vereinbart,
steht ein allfélliger Zins dem Mitglied zu.

Art. 17 Verzinsung der Genossenschaftsanteile

Die Genossenschaftsanteile werden nicht verzinst.

Art. 18 Riickzahlung der Genossenschaftsanteile

" Ausscheidende Mitglieder bzw. deren Erben haben keine Anspri-
che auf Genossenschaftsvermdégen mit Ausnahme des Anspruchs
auf Rlckzahlung der von ihnen einbezahlten Genossenschaftsan-
teile.

2 Kein Rickzahlungsanspruch besteht bei Mitgliedschafts- und Woh-
nungsanteilen, die nach Art. 10 und Art. 12 der Statuten vom/von
der Partner/in Gbernommen werden. Die Rliickzahlung von Anteilen,
die mit Mitteln der beruflichen Vorsorge erworben wurden, hat nach
Weisung des bisherigen Mitglieds zu seinen Gunsten entweder an
eine Wohnbaugenossenschaft, bei der es nun eine Wohnung selbst
dauernd bewohnt, oder an eine Einrichtung der beruflichen Vorsorge
oder - nach Erreichen des Rentenalters - an das bisherige Mitglied
selbst zu erfolgen.

3 Die Riuckzahlung erfolgt zum Bilanzwert des Austrittsjahres unter
Ausschluss der Reserven und Fondseinlagen, hdchstens aber zum
Nennwert.

4 Die Auszahlung und eine allfallige Verzinsung erfolgen innert eines
Monats nach Genehmigung der Jahresrechnung und Festlegung des
Zinssatzes durch die nachste ordentliche Generalversammlung. Falls
die Finanzlage der Genossenschaft dies erfordert, ist der Vorstand
berechtigt, die Rickzahlung um maximal drei Jahre hinauszuschie-
ben, wobei die gleiche Verzinsung wie bei ungekiindigten Genossen-
schaftsanteilen gilt.

5In besonderen Fallen kann der Vorstand beschliessen, dass die Ge-
nossenschaftsanteile vorzeitig zurtickbezahlt werden, jedoch nie vor
der Wohnungsabgabe, so insbesondere wenn der Betrag benétigt

Gemeinsames
Mietverhéltnis

Dokumente

Berufliche Vor-
sorge

Dritte

Grundsatz

Grundsatz

Ausnahme

Betrag

Félligkeit

Vorzeitige Riick-
zahlung
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wird, um Genossenschaftsanteile einer anderen Wohnbaugenossen-
schaft zu liberieren.

6 Die Genossenschaft ist berechtigt, die ihr gegeniiber dem aus-
scheidenden Mitglied zustehenden Forderungen mit dessen Gutha-
ben aus den Genossenschaftsanteilen zu verrechnen.

Freiwillige Anteile
Art. 19 Freiwillige Anteile

' Die Mitglieder kénnen freiwillige Anteile bis zu einem Maximalbe-
trag von CHF 100'000.-- pro Mitglied ibernehmen.

2 Freiwillige Anteile kdnnen schriftlich unter Einhaltung einer Kindi-
gungsfrist von einem Jahr auf den Ablauf eines Geschaftsjahres ge-
kindigt werden.

3 Die freiwilligen Anteile werden nicht verzinst.

Mitgliederdarliehen
Art. 20 Mitgliederdarliehen

' Die Mitglieder kénnen bei der Genossenschaft aufgrund eines Mit-
gliederdarlehensvertrages Geld bis zu einem Maximalbetrag von
CHF 100'000.-- pro Mitglied zinstragend anlegen.

2 Solche Darlehen miussen in der Bilanz durch unbelastete fllssige
Mittel, Finanzanlagen oder im Besitz der Genossenschaft befindliche
Schuldbriefe auf einem Grundstick der Genossenschaft im Gesamt-
betrag der ausstehenden Darlehen gedeckt sein.

3 Die Deckung der Mitgliederdarlehen ist im Anhang zur Jahresrech-
nung darzustellen und bei der jahrlichen Revision zu prifen.

4 Die Verzinsung basiert auf dem Sparkontozinssatz der Zlircher
Kantonalbank und einem Zinsaufschlag von maximal 1%. Der Zins-
satz wird jahrlich durch den Vorstand festgelegt.

Haftung

Art. 21 Haftung

Fir die Verbindlichkeiten der Genossenschaft haftet nur das Genos-
senschaftsvermdgen. Jede Nachschusspflicht oder Haftbarkeit des
einzelnen Mitglieds ist ausgeschlossen.

Verrechnung

Grundsatz

Klindigung

Verzinsung

Grundsatz

Sicherung

Priifung

Verzinsung

Keine persénliche
Haftung und Nach-
schusspflicht
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Rechnungswesen
Art. 22 Jahresrechnung und Geschaftsjahr

" Die Jahresrechnung besteht aus Bilanz, Erfolgsrechnung und An-
hang und wird nach den Grundsatzen der ordnungsgemassen Buch-
fihrung so aufgestellt, dass die Vermdgens-, Finanzierungs- und Er-
tragslage der Genossenschaft zuverlassig beurteilt werden kann. Sie
enthalt auch die Vorjahreszahlen. Massgebend sind die entspre-
chenden Artikel des Obligationenrechts, die brancheniblichen
Grundsatze sowie die betreffenden speziellen Vorschriften zum
Rechnungswesen, solange die stadtischen Wohnbaufdérderungsvor-
schriften aufgrund der ausgerichteten Unterstiitzungsleistungen an-
wendbar sind.

2 Die Jahresrechnung ist der Revisions- bzw. Prifstelle zur Priifung zu unter-
breiten.

3 Geschaftsjahr ist das Kalenderjahr.

Art. 23 Gewinnreserven

' Der Jahresgewinn, der aufgrund der Jahresrechnung berechnet
wird, dient in erster Linie der Aufnung der Gewinnreserven.

2 Die Generalversammlung entscheidet Gber die H6he der Einlage in
die gesetzlichen und freiwilligen Gewinnreserven unter Beachtung
von Art. 860 Abs. 1 OR.

3 Uber die Beanspruchung der Gewinnreserven entscheidet der Vor-
stand unter Beachtung von Art. 860 Abs. 3 OR.

Art. 24 Riicklagen und Wertberichtigungen
1 Es werden die folgenden weiteren Fonds geaufnet:

a) In der Regel pro Siedlung ein Erneuerungsfonds, dem jahrlich je
mindestens ein Betrag von 1% des Gebaudeversicherungswertes
der Liegenschaft zuzuweisen ist; die Einlage ist auf die Erneue-
rungsstrategie der Genossenschaft abzustimmen;

b) ein Amortisationskonto (Wertberichtigung der Liegenschaft),
dem spatestens ab dem elften Jahr nach Bezug der Wohnungen
zulasten der Erfolgsrechnung jahrlich mindestens /2% des ge-
samten Anlagewertes ohne Land gutzuschreiben ist;

c) ein Heimfallsfonds, soweit und in dem Masse als Baurechtsver-
trage dies vorschreiben.

2Dem Wertverzehr der Immobilien ist mit angemessenen, regel-
massigen Abschreibungen Rechnung zu tragen. Sie richten sich in
der Regel nach den steuerlichen Richtlinien und werden nach der
indirekten Methode in der Bilanz dargestellt.

Grundsatz

Priifung

Geschéftsjahr

Grundsatz

Hoéhe der Einlage

Beanspruchung

Erneuerungsfonds

Amortisationskonto

Heimfallsfonds

Abschreibungen
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3 Die Generalversammlung kann im Rahmen von Art. 862 und 863
OR beschliessen, weitere Fonds zu aufnen.

4 Die Mittel der Fonds werden vom Vorstand entsprechend dem je-
weiligen Zweck verwaltet und verwendet sowie im Rahmen der Ge-
samtrechnung von der Revisions- bzw. Priifstelle Gberprift.

Art. 25 Entschadigung der Organe

" Die Mitglieder des Vorstandes haben Anspruch auf eine massvolle
Entschadigung, die sich nach den Aufgaben und der Arbeitsbelas-
tung der einzelnen Mitglieder richtet und vom Vorstand im Rahmen
des Gesamtbetrags der Vorschriften der Stadt Zirich festgelegt
wird.

2 Die Entschadigung der Revisions- bzw. Prifstelle richtet sich nach
den brancheniblichen Anséatzen.

3 Mitglieder von Kommissionen und Ausschlissen haben Anspruch
auf ein massvolles Sitzungsgeld.

4 Die Ausrichtung von Tantiemen ist ausgeschlossen.

5 Die Gesamtsumme der Entschadigungen fiir die Vorstandsmitglie-
der - aufgeteilt in Vorstandsentschadigung, zusatzliche Entschadi-
gungen fir Bautatigkeit und fir weitere Arbeiten fir die Genossen-
schaft - sowie flir weitere von der Generalversammlung eingesetzte
Kommissionen ist in der Erfolgsrechnung auszuweisen.

6 Ferner werden den Mitgliedern von Vorstand, Revisions- bzw. Prif-

stelle und Kommissionen die im Interesse der Genossenschaft auf-
gewendeten Auslagen ersetzt.

5. Organisation

Organe
Art. 26 Uberblick

Die Organe der Genossenschaft sind:
a) die Generalversammlung,
b) der Vorstand,

c) die Revisionsstelle.

Generalversammlung
Art. 27 Befugnisse

' Der Generalversammlung stehen die nachfolgenden Befugnisse zu:

Weitere Fonds

Verwaltung und
Priifung

Vorstand

Revisions- bzw.
Priifstelle

Kommissionen und
Ausschiisse

Tantiemen

Entschadigung
Vorstand

Auslagenersatz

Uberblick

Befugnisse
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a) Festsetzung und Abdnderung der Statuten;

b) Wahl und Abberufung des Prasidiums oder des Co-Prdsidiums,
der weiteren Mitglieder des Vorstandes, der Revisionsstelle, so-
wie der Mitglieder der internen Revision und der Schlichtungs-
kommission;

c) Genehmigung des Jahresberichtes des Vorstandes;

d) Abnahme der Jahresrechnung und Beschlussfassung Uber die
Verwendung des Bilanzgewinnes;

e) Entlastung der Mitglieder des Vorstandes;

f) Beschlussfassung Uber Berufungen gegen Ausschlussbeschliisse
des Vorstandes;

g) Beschlussfassung Uber den Verkauf von Grundsticken, Hausern
und Wohnungen und die Einrdumung von selbststandigen Bau-
rechten;

h) Beschlussfassung liber den Kauf von Grundstiicken und/oder die
Erstellung von neuen Uberbauungen, deren Kosten 5% des Anla-
gewertes samtlicher Liegenschaften (ohne Abschreibungen)
Ubersteigen;

i) Beschlussfassung Uber den Abbruch von Liegenschaften und die
Erstellung von Ersatzneubauten;

i) Beschlussfassung uber die Ausfihrung von Projekten, sofern die
Kosten CHF 1'000'000.-- Ubersteigen;

k) Beschlussfassung Uber Auflésung oder Fusion der Genossen-
schaft;

I) Beschlussfassung Uber auf Antrag von Mitgliedern traktandierte
Geschafte, soweit diese der Beschlussfassung durch die General-
versammlung unterstehen (Art. 27 Abs. 2);

m) Beschlussfassung lUber alle weiteren Gegenstdnde, die durch Ge-
setz oder Statuten der Generalversammlung vorbehalten sind
oder die der Generalversammlung vom Vorstand unterbreitet

werden.
2 Antrage der Mitglieder auf Traktandierung eines Geschaftes ge- Antrédge auf Trak-
mass Bst. |) missen spdtestens 90 Tage vor der ordentlichen Gene- tandierung

ralversammlung beim Vorstand schriftlich eingereicht werden. Der
Termin der ordentlichen Generalversammlung ist mindestens vier
Monate im Voraus bekannt zu geben.

3 Uber Geschéfte kann nur abgestimmt werden, wenn sie traktan- Abstimmung

diert sind. Zum Stellen von Antragen im Rahmen der Traktanden
bedarf es keiner vorgangigen Anklindigung.

Art. 28 Einberufung und Leitung

" Die ordentliche Generalversammlung findet alljahrlich innerhalb Ordentliche Gene-
der ersten Halfte des Kalenderjahres statt. ralversammliung

2 Ausserordentliche Generalversammlungen werden einberufen, so- Ausserordentliche
fern eine vorangegangene Generalversammlung, der Vorstand, die Generalversamm-
Revisionsstelle bzw. die Liquidatoren dies beschliessen oder 10% lung
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der Mitglieder dies verlangt. Besteht die Genossenschaft aus weni-
ger als 30 Mitgliedern, muss die Einberufung von mindestens drei
Mitgliedern verlangt werden. Die Einberufung hat innert acht Wo-
chen nach Eingang des Begehrens zu erfolgen.

3 Die Generalversammlung wird durch den Vorstand mindestens 20
Tage vor dem Versammlungstag einberufen. In der Einberufung sind
die Traktandenliste und bei Antrdgen auf Anderung der Statuten der
Wortlaut der vorgeschlagenen Anderungen bekannt zu geben. Bei
ordentlichen Generalversammlungen werden der Einladung der Ge-
schaftsbericht (Art. 32 Abs. 2) inkl. dem Bericht der Revisions- bzw.
Prifstelle beigelegt; diese Unterlagen sind auch 20 Tage vor dem
Versammlungstag am Geschaftsdomizil der Genossenschaft zur Ein-
sicht aufzulegen.

4 Die Generalversammlung wird vom Prasidium bzw. Co-Prasidium
oder einem Mitglied des Vorstandes geleitet. Sie kann auf Antrag
des Vorstandes eine/n Tagesprasidenten/in wahlen.

> Sofern rechtlich zuldssig, kénnen Generalversammlungen ganz
oder teilweise mit elektronischen Mitteln und gegebenenfalls ohne
Tagungsort durchgefiihrt werden. Bei einer elektronischen Durch-
fihrung muss gewadhrleistet sein, dass

a) alle Teilnehmenden identifiziert werden,

b) die Voten in der Generalversammlung unmittelbar Ubertragen
werden,

c) die Teilnehmenden Antrage stellen und sich an der Diskussion
beteiligen kénnen, und

d) die Abstimmungsergebnisse nicht verfdlscht werden kdnnen.

Art. 29 Stimmrecht
1 Jedes Mitglied hat in der Generalversammlung eine Stimme.

2 Es kann sich mit schriftlicher Vollmacht durch ein anderes Mitglied
oder eine/n handlungsfahige/n und im gleichen Haushalt wohn-
hafte/n Familienangehdérige/n vertreten lassen. Niemand kann mehr
als ein anderes Mitglied vertreten.

3 Bei Beschlissen Uber die Entlastung der Mitglieder des Vorstandes
haben die Vorstandsmitglieder kein Stimmrecht.

Art. 30 Beschliisse und Wahlen

" Die Generalversammlung ist beschlussfahig, wenn sie statutenge-
mass einberufen worden ist.

2 Wahlen und Abstimmungen erfolgen offen, sofern nicht ein Drittel
der abgegebenen Stimmen die geheime Durchflihrung verlangt.

3 Die Generalversammlung fasst ihre Beschliisse mit der einfachen
Mehrheit der abgegebenen Stimmen. Bei Wahlen gilt im ersten
Wahlgang das absolute, im zweiten Wahlgang das relative Mehr.
Stimmenthaltungen und unglltige Stimmen werden nicht mitge-
zahlt.

Einberufung

Leitung

Elektronische Ab-
stimmung

Grundsatz

Vertretung

Ausstand

Beschlussfdhigkeit
Geheime Durch-
fihrung
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4 Es gelten die nachfolgenden besonderen Quoren:

a) Fur den Verkauf von Grundstiicken und die Einrdumung von
selbststandigen Baurechten ist die Zustimmung von drei Vierteln
der an der Generalversammlung anwesenden Mitglieder erforder-
lich.

b) Statutenanderungen erfordern die Zustimmung von drei Viertel
der abgegebenen Stimmen. Fir die Abdnderung von Art. 6,
Art. 30 Abs. 4 und Art. 40 der Statuten mussen jedoch vier Flnf-
tel der abgegebenen Stimmen zustimmen und mindestens 20%
aller Mitglieder an der Generalversammlung vertreten sein. Aus-
genommen von dieser Quorumsvorschrift sind geringfligige Ab-
anderungen bei der Formulierung und/oder Verschiebungen in-
nerhalb der Statuten bei Totalrevisionen, wenn die Regelungen
dadurch nicht substanziell verandert werden.

c) Die Auflésung und Fusion der Genossenschaft bedirfen der Zu-
stimmung von zwei Dritteln der abgegebenen Stimmen.

5Die Art. 889 OR und Art. 18 Abs. 1 Bst. d des Fusionsgesetzes
(FusG) bleiben vorbehalten.

6 Uber Beschliisse und Wahlresultate wird ein Protokoll gefiihrt, das
vom/von der Vorsitzenden und vom/von der Protokollfihrer/in zu
unterzeichnen ist.

Vorstand
Art. 31  Wahl und Wahlbarkeit

" Der Vorstand besteht aus mindestens drei Personen. Die Mehrheit
muss aus Genossenschafter/innen bestehen. Die Wahl jedes Vor-
standmitglieds erfolgt unter der Bedingung, dass es einen guten
Leumund nachweisen kann. Das Prasidium bzw. das Co-Prasidium
wird von der Generalversammlung bestimmt; im Ubrigen konstitu-
iert sich der Vorstand selbst. Er ernennt eine/n Protokollfiihrer/in,
der/die nicht dem Vorstand anzugehdéren braucht.

2 Solange die stadtischen Wohnbauférderungsvorschriften aufgrund
der ausgerichteten Unterstiitzungsleistungen anwendbar sind, hat
die Stadt Zirich das Recht, zusatzlich zur im Abs. 1 genannten An-
zahl Vorstandsmitglieder, ein Mitglied in den Vorstand abzuordnen.

3 Die Mitglieder des Vorstandes werden auf drei Jahre gewahlt und
kénnen wieder gewdhlt werden. Wahlen innert einer Amtsdauer gel-
ten bis zu deren Ablauf. Die maximale Amtsdauer betragt zwolf
Jahre.

4 Alle Mitglieder des Vorstandes sind verpflichtet, in den Ausstand zu
treten, wenn Geschafte behandelt werden, die ihre eigenen Interes-
sen oder die Interessen von ihnen nahestehenden natirlichen oder
juristischen Personen beriihren. Die beschliessenden Vorstandsmit-
glieder verpflichten sich, das fragliche Geschaft hdchstens zu Dritt-
bedingungen (Marktwert) abzuschliessen. In solchen Fallen ist der
Vertrag schriftlich aufzusetzen. Dieses Erfordernis gilt nicht fir Ver-

Qualifiziertes Mehr

Verweis OR

Protokoll

Grundsatz

Stadt Zurich

Amtsdauer

Interessenkonflikte
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trage des laufenden Geschafts, bei denen die Leistung der Genos-
senschaft den Wert von CHF 1'000.-- nicht Ubersteigt. Falls der ge-
samte Vorstand in den Ausstand treten muss, ist flir das Geschaft
ein Genehmigungsbeschluss von der Generalversammlung einzuho-
len.

Art. 32 Aufgaben

"Der Vorstand ist im Rahmen der gesetzlichen und statutarischen
Bestimmungen fir die Verwaltung und fir alle Geschéafte der Genos-
senschaft zustdndig, die nicht ausdricklich einem anderen Organ
vorbehalten sind.

2 Er erstellt flr jedes Geschéftsjahr einen Geschaftsbericht, der sich
aus der Jahresrechnung (Art. 22) und dem Jahresbericht zusam-
mensetzt. Der Jahresbericht stellt den Geschaftsverlauf sowie die
wirtschaftliche Lage der Genossenschaft dar und gibt die Prifungs-
bestatigung der Revisions- bzw. Priifstelle wieder.

8 Er bestimmt die zeichnungsberechtigten Personen und die Art ihrer
Zeichnung, wobei nur Kollektivunterschrift zu zweien erteilt werden
darf.

Art. 33 Kompetenzdelegation

" Der Vorstand ist ermachtigt, die Geschaftsfihrung oder einzelne
ihrer Bereiche an eines oder mehrere seiner Mitglieder (Aus-
schiisse), an standige oder Ad-hoc-Kommissionen und/oder an eine
oder mehrere Personen zu libertragen, die nicht Mitglieder der Ge-
nossenschaft zu sein brauchen (Geschéaftsstelle). Kommissionsmit-
glieder missen nicht Mitglied der Genossenschaft sein.

2 Der Vorstand erlasst ein Organisationsreglement, das die Aufgaben
von Vorstand, Ausschiissen, Kommissionen und Geschaftsstelle
festlegt sowie insbesondere die Berichterstattungspflicht regelt.

Art. 34 Vorstandssitzungen

"Vorstandssitzungen werden vom Prasidium oder Co-Prasidium ein-
berufen, so oft dies die Geschéafte erfordern, ferner wenn zwei Vor-
standsmitglieder die Einberufung einer Vorstandssitzung verlangen.

2 Der Vorstand ist bei Anwesenheit der Mehrheit seiner Mitglieder
beschlussfahig. Er beschliesst mit der einfachen Mehrheit der abge-
gebenen Stimmen. Bei Stimmengleichheit entscheidet der/die Vor-
sitzende mit Stichentscheid.

3 Als giltige Vorstandsbeschliisse gelten schriftlich gefasste Zirku-
larbeschliisse mit dem erforderlichen Quorum, auch solche per E-
Mail und Fax, sofern sie vorgangig jedem Vorstandsmitglied zuge-
stellt wurden und kein Vorstandsmitglied die mindliche Beratung
verlangt hat. Sie sind ins Protokoll der nachsten Vorstandssitzung
aufzunehmen.

Kompetenzvermu-
tung

Geschéftsbericht

Zeichnungsberech-
tigung

Grundsatz
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4 Uber die Verhandlungen und Beschliisse des Vorstandes ist ein Pro-
tokoll zu fihren. Das Protokoll ist vom/von der Vorsitzenden und
vom/von der Protokollfihrer/in zu unterzeichnen.

Revisionsstelle
Art. 35 Wahl

Als Revisionsstelle wahlt die Generalversammlung eine/n zugelas-
sene/n Revisor/in oder eine zugelassene Revisionsunternehmung
nach dem Revisionsaufsichtsgesetz (Art. 5 ff. RAG und Art. 727c OR)
jeweils flr drei Geschaftsjahre bis zur Abnahme der entsprechenden
Jahresrechnung.

Art. 36 Aufgaben

" Die gewahlte Revisionsstelle fiihrt eine eingeschrankte Revision
nach Art. 729 ff. OR durch. Aufgaben und Verantwortung der Revi-
sionsstelle richten sich nach den gesetzlichen Bestimmungen.

2 Die Revisionsstelle legt der ordentlichen Generalversammlung ei-
nen schriftlichen Bericht vor.

Interne Revision
Art. 37 Wahl und Aufgaben

" Die interne Revision besteht aus mindestens drei fachkundigen Mit-
gliedern, die von der Generalversammlung flir eine Dauer von drei
Jahren gewahlt werden.

2 Die Mitglieder der internen Revision erhalten Einsicht in die Ge-
schaftsbicher sowie Belege, Uberprifen die Rechnungs- und Ge-
schaftsfihrung, und erstellen unter Wahrung der Geschéaftsgeheim-
nisse einen schriftlichen Bericht zuhanden der Generalversamm-
lung.

Schlichtungskommission
Art. 383 Wahl und Aufgaben

" Die Schlichtungskommission besteht aus mindestens drei Mitglie-
dern, die von der Generalversammlung fir eine Dauer von drei Jah-
ren gewahlt werden.

2 Die Schlichtungskommission versucht als erste Instanz Konflikte
zwischen Genossenschaftsmitgliedern, zwischen Vorstandsmitglie-
dern sowie zwischen Genossenschafter/innen und Vorstand zu kla-
ren und zu lésen.

Protokoll

Wahl!

Revisionsstelle

Revisionsbericht

Wahl!

Aufgaben

Wahl!

Aufgaben
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6. Schlussbestimmungen

Auflosung durch Liquidation und Fusion
Art. 39 Liquidation

T Eine besonders zu diesem Zweck einberufene Generalversamm- Beschluss
lung kann jederzeit die Aufldsung der Genossenschaft durch Liqui-
dation beschliessen.

2 Der Vorstand flihrt die Liquidation nach den Vorschriften von Ge- Durchftihrung
setz und Statuten durch, falls die Generalversammlung damit nicht
besondere Liquidator/innen beauftragt.

Art. 40 Vorkaufsrecht der Stadt Ziirich und Liquidationsiiber-
schuss

' Solange die stadtischen Wohnbaufdérderungsvorschriften aufgrund Vorkaufsrecht
der ausgerichteten Unterstliitzungsleistungen anwendbar sind, sind

die betreffenden Bauten bei Liquidation der Genossenschaft der

Stadt Zurich auf deren Verlangen zu Ubertragen. Die Stadt vergltet

den bei der Ubergabe vorhandenen Anlagewert der Hauser. Dieser

entspricht in der Regel den in der Jahresrechnung ausgewiesenen

Anlagekosten.

2 Solange die stadtischen Wohnbauférderungsvorschriften aufgrund Liquidationsiiber-
der ausgerichteten Unterstitzungsleistungen anwendbar sind, wird schuss

bei einer Liquidation der Genossenschaft das nach Tilgung aller

Schulden und Riickzahlung aller Genossenschaftsanteile zum Nenn-

wert verbleibende Vermdégen der Stadt Zirich fir die Zwecke des

gemeinnltzigen Wohnungsbaus zur Verfligung gestellt. Andernfalls

wird es der Stiftung Solidaritatsfonds von Wohnbaugenossenschaf-

ten Schweiz, Verband der gemeinnitzigen Wohnbautrager, libereig-

net.

Art. 41 Fusion

" Die Generalversammlung kann jederzeit die Fusion der Genossen- Beschluss
schaft mit einem anderen gemeinnltzigen Wohnbautrager be-

schliessen.

2 Die Vorbereitung der Fusion ist Sache des Vorstandes. Er kann Durchftihrung

dazu jedoch vorgadngig die Generalversammlung in einer Konsulta-
tivabstimmung befragen.

Bekanntmachungen
Art. 42 Mitteilungen und Publikationsorgan

' Die von der Genossenschaft an die Mitglieder gerichteten internen Interne Mitteilun-
Mitteilungen und Einberufungen erfolgen schriftlich, durch E-Mail gen

Seite 21



oder durch Zirkular, sofern das Gesetz nicht zwingend etwas ande-
res vorschreibt.

2 Publikationsorgan der Genossenschaft ist das ,Schweizerische
Handelsamtsblatt".

Inkraftsetzung

Art. 43 Inkraftsetzung

" Diese Statuten ersetzen die bisherigen Statuten der Baugenossen-
schaft Letten und treten mit deren Beschluss am 4. November 2022
in Kraft

Zurich, 4. November 2022

Rudolf Thoma Mustafa Cakir
Prasident Vize-Prasident

Publikationen

Inkraftsetzung
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	h) ideelle und materielle Unterstützung von Bestrebungen, die preiswertes und gutes Wohnen zum Ziel haben.

	3 Die Tätigkeit der Genossenschaft ist gemeinnützig und nicht gewinnorientiert.
	4 Die Genossenschaft kann sich an Unternehmen und Organisationen mit gleichen oder ähnlichen Zielsetzungen beteiligen. Sie kann Mitglied von Wohnbaugenossenschaften Schweiz, Verband der gemeinnützigen Wohnbauträger, sein.

	Art. 4 Grundsätze der Vermietung
	1 Die Vermietung ist im Rahmen der nachfolgenden Bestimmungen Aufgabe des Vorstandes, der darüber ein Vermietungsreglement erlässt. Der Vorstand sorgt auch dafür, dass die Mieter/innen über allfällige Auflagen aufgrund staatlicher Wohnbauförderung inf...
	2 Die Miete von Wohnungen oder Einfamilienhäusern der Genossenschaft setzt grundsätzlich den Beitritt zur Genossenschaft voraus.
	3 Solange die städtischen Wohnbauförderungsvorschriften aufgrund der ausgerichteten Unterstützungsleistungen anwendbar sind, berechnen sich die Mietzinse nach den entsprechenden Vorschriften. Im Übrigen vermietet die Genossenschaft ihre Wohnungen grun...
	4 Die Mitglieder sind verpflichtet, selbst in den von ihnen gemieteten Wohnungen zu wohnen und dort zivilrechtlichen Wohnsitz zu haben.
	5 Die ganze oder teilweise Untervermietung einer Wohnung oder einzelner Zimmer ist nur mit vorgängiger Zustimmung des Vorstandes zulässig. Der Vorstand kann die Zustimmung zu einem entsprechenden Gesuch aus den in Art. 262 Abs. 2 OR genannten Gründen ...
	6 Wohnungsgrösse und Zahl der Benutzer/innen sollen in einem angemessenen Verhältnis zueinanderstehen. Einzelheiten regelt der Vorstand im Vermietungsreglement.

	Art. 5 Grundsätze zu Bau und Unterhalt der Gebäude
	1 Beim Bauen und Umbauen ihrer Gebäude sind der Genossenschaft besonders wichtig: hohe Nutzungsflexibilität der Wohnungen bzw. Gewerberäume unter Berücksichtigung auch künftiger Bedürfnisse, behindertengerechtes Bauen, hochwertige Aussenräume, gut sig...
	2 Mit einem fortlaufenden, nachhaltigen, kosten- und qualitätsbewussten Unterhalt passt die Genossenschaft ihre Gebäude an den Stand der technischen Möglichkeiten und an die zeitgemässen genossenschaftlichen Wohnbedürfnisse an und sorgt damit für die ...
	3 Bei umfassenden Renovationen und Ersatzneubauten achtet die Genossenschaft auf ein sozialverträgliches Vorgehen. Sie kündigt solche Vorhaben mindestens zwei Jahre im Voraus an und unterbreitet den Betroffenen nach Möglichkeit im Minimum ein Umsiedlu...
	1 Die Genossenschaft kann für den Eigenverbrauch und zur Einspeisung in das öffentliche Elektrizitätsnetz eigene Stromerzeugungsanlagen erstellen und betreiben oder dafür z.B. Dachflächen Dritten zur Verfügung stellen.
	2 Mitglieder, die Räumlichkeiten der Genossenschaft mieten, verpflichten sich, der Eigenverbrauchsgemeinschaft beizutreten sowie den Strom von der Genossenschaft resp. von Dritten gemäss den für die Eigenverbrauchsgemeinschaft geltenden Bedingungen zu...

	Art. 6 Unverkäuflichkeit der Grundstücke, Häuser und Wohnungen
	1 Die Grundstücke, Häuser und Wohnungen der Genossenschaft sind grundsätzlich unverkäuflich.
	2 Ausgenommen davon sind Objekte, die sich aufgrund besonderer Umstände längerfristig nicht mehr sinnvoll zu den statutarischen Bedingungen vermieten lassen. Entsprechende Veräusserungen bedürfen der Zustimmung von drei Vierteln der an der Generalvers...
	3 Vorbehalten sind zudem besondere Vorschriften für bestimmte Wohnobjekte sowie vertragliche Verpflichtungen, insbesondere jene in Baurechtsverträgen mit der Stadt Zürich.


	3. Mitgliedschaft: Erwerb, Verlust und Pflichten
	Art. 7 Erwerb der Mitgliedschaft
	1 Mitglied der Genossenschaft kann jede volljährige natürliche und jede juristische Person werden, die mindestens einen Genossenschaftsanteil von CHF 100.-- übernimmt (Mitgliedschaftsanteil).
	2 Die Zahl der Mitglieder ist unbeschränkt.
	3 Die Aufnahme erfolgt aufgrund eines schriftlichen Beitrittsgesuchs nach vollständiger Einzahlung der erforderlichen Genossenschaftsanteile durch einen Vorstandsbeschluss. Der Vorstand entscheidet endgültig. Der Vorstandsbeschluss ist massgebend für ...
	4 Der Vorstand führt ein Mitgliederregister.

	Art. 8 Erlöschen der Mitgliedschaft
	1 Die Mitgliedschaft erlischt
	a) bei natürlichen Personen durch Austritt, Ausschluss oder Tod;
	b) bei juristischen Personen durch Austritt, Ausschluss oder Auflösung.

	2 Die Rückzahlung der Genossenschaftsanteile bei Erlöschen der Mitgliedschaft richtet sich nach Art. 18 der Statuten.

	Art. 9 Austritt
	1 Ist das Mitglied Mieter/in von Räumlichkeiten der Genossenschaft, setzt der Austritt die Kündigung des Mietvertrags voraus.
	2 Der Austritt aus der Genossenschaft kann nur schriftlich auf Ende des Geschäftsjahres und unter Einhaltung einer sechsmonatigen Kündigungsfrist erklärt werden. Der Vorstand kann in begründeten Fällen den Austritt auch unter Beachtung einer kürzeren ...
	3 Sobald der Beschluss zur Auflösung der Genossenschaft gefasst ist, kann der Austritt nicht mehr erklärt werden.

	Art. 10 Tod
	1 Stirbt ein Mitglied, das Mieter/in einer Wohnung der Genossenschaft gewesen ist, kann der/die im gleichen Haushalt lebende Ehe-, eingetragene bzw. Lebenspartner/in – soweit er/sie nicht bereits Mitglied der Genossenschaft ist – die Mitgliedschaft de...
	2 Andere im gleichen Haushalt lebende Personen können mit Zustimmung des Vorstandes Mitglied der Genossenschaft werden und einen Mietvertrag abschliessen.

	Art. 11 Ausschluss
	1 Ein Mitglied kann jederzeit durch den Vorstand aus der Genossenschaft ausgeschlossen werden, wenn ein wichtiger Grund oder einer der nachfolgenden Ausschlussgründe vorliegt:
	a) Verletzung genereller Mitgliedschaftspflichten, insbesondere der genossenschaftlichen Treuepflicht, Missachtung von Beschlüssen der Generalversammlung oder des Vorstandes sowie vorsätzliche Schädigung des Ansehens oder der wirtschaftlichen Belange ...
	b) Missachtung der Pflicht, selbst in der gemieteten Wohnung zu wohnen und dort zivilrechtlichen Wohnsitz zu haben;
	c) Zweckentfremdung der Wohnung, namentlich wenn sie und dazugehörende Nebenräume vorwiegend zu geschäftlichen Zwecken benutzt werden;
	d) bei Scheidung oder Trennung, sofern der Ausschluss in Art. 12 vorgesehen ist bzw. nur Mitglied sein kann, wer in der Genossenschaft wohnt;
	e) Missachtung der Bestimmungen von Statuten und Vermietungsreglement;
	f) Ablehnung eines Umsiedlungsangebotes bei Unterbelegung oder Überbelegung;
	g) Beschluss des zuständigen Organs über eine umfassende Renovation oder den Abbruch der betreffenden Liegenschaft, jedoch, falls die Genossenschaft über entsprechende Objekte verfügt, erst nach Ablehnung eines Umsiedlungsangebots;
	h) Vorliegen eines ausserordentlichen mietrechtlichen Kündigungsgrundes, insbesondere nach den Art. 257d OR, 257f OR, 266g OR, 266h OR, sowie anderen Verletzungen des Mietvertrages;
	i) Verletzung von Bestimmungen der Wohnbauförderung, aufgrund deren die Genossenschaft das Mietverhältnis kündigen muss, sofern kein Umsiedlungsangebot gemacht werden kann oder ein solches abgelehnt worden ist.

	2 Dem Ausschluss hat eine entsprechende Mahnung vorauszugehen, ausser wenn diese nutzlos ist oder die mietrechtliche Kündigung nach Art. 257f Abs. 4 OR bzw. gestützt auf Art. 12 der Statuten erfolgt.
	3 Der Beschluss über den Ausschluss ist dem betreffenden Mitglied durch eingeschriebenen Brief mit Begründung und Hinweis auf die Möglichkeit der Berufung an die Generalversammlung zu eröffnen. Dem/der Ausgeschlossenen steht während 30 Tagen nach Empf...
	4 Die Anrufung des Gerichts nach Art. 846 Abs. 3 OR innert drei Monaten bleibt vorbehalten. Sie hat ebenfalls keine aufschiebende Wirkung.
	5 Die Kündigung des Mietvertrages richtet sich nach den mietrechtlichen Bestimmungen; sie setzt das Vorliegen eines Grundes voraus, der auch zum Ausschluss aus der Genossenschaft berechtigen würde.

	Art. 12 Auflösung des Zusammenlebens von Ehepaaren und Paaren in eingetragener Partnerschaft
	1 Weist das Gericht in einem Eheschutzentscheid oder Trennungsurteil die Benützung der Wohnung dem/der Ehepartner/in des Mitglieds zu, kann der Vorstand mit dessen Einverständnis den Mietvertrag auf den/die andere/n Ehepartner/in übertragen. Eine solc...
	2 Weist das Gericht im Scheidungs- bzw. Auflösungsurteil Wohnung und Mietvertrag dem/der Ehe- bzw. eingetragenen Partner/in des Mitglieds zu, kann der Vorstand, wenn er dem Mitglied keine andere Wohnung zur Verfügung stellen kann oder will, das Mitgli...
	3 Es gelten die Belegungsvorschriften gemäss Vermietungsreglement.
	4 Die vermögensrechtlichen Folgen bezüglich der Genossenschaftsanteile richten sich nach dem entsprechenden Gerichtsentscheid bzw. der entsprechenden Konvention, wobei eine Auszahlung von Anteilkapital erst erfolgt, nachdem der/die in der Wohnung verb...

	Art. 13 Verpfändung und Übertragung von Genossenschaftsanteilen
	1 Jede Verpfändung und sonstige Belastung von Genossenschaftsanteilen sowie deren Übertragung an Personen, die nicht Mitglieder der Genossenschaft sind, sind ausgeschlossen.
	2 Die Übertragung von Genossenschaftsanteilen ist nur von Mitglied zu Mitglied zulässig und benötigt die Zustimmung des Vorstandes. Erforderlich ist ein schriftlicher Abtretungsvertrag.

	Art. 14 Persönliche Pflichten der Mitglieder
	a) die Interessen der Genossenschaft in guten Treuen zu wahren;
	b) den Statuten sowie den Beschlüssen der Genossenschaftsorgane nachzuleben;
	c) nach Möglichkeit an genossenschaftlichen Aktivitäten teilzunehmen und in genossenschaftlichen Gremien mitzuwirken.


	4. Finanzielle Bestimmungen
	Genossenschaftskapital
	Art. 15 Genossenschaftsanteile
	1 Das Genossenschaftskapital besteht aus der Summe der gezeichneten Genossenschaftsanteile. Die Genossenschaftsanteile lauten auf einen Nennwert von je CHF 100.-- oder CHF 500.—und müssen voll einbezahlt werden. Ausnahmsweise kann der Vorstand für die...
	2 Mitglieder, die Räumlichkeiten der Genossenschaft mieten, müssen zusätzlich zum Mitgliedschaftsanteil (vgl. Art. 7 Abs. 1) weitere Anteile (Wohnungsanteile) übernehmen. Einzelheiten regelt der Vorstand in einem Reglement, wobei der zu übernehmende B...
	3 Mieten mehrere Mitglieder gemeinsam Räumlichkeiten der Genossenschaft, können die für diese Räumlichkeiten zu übernehmenden Wohnungsanteile auf diese Mitglieder in einem von ihnen gewählten Verhältnis verteilt werden.
	4 Für Genossenschaftsanteile werden keine Anteilscheine ausgegeben. Das Mitglied erhält jedoch eine Bestätigung über die Höhe seiner Beteiligung.

	Art. 16 Finanzierung der Genossenschaftsanteile
	1 Genossenschaftsanteile können mit Mitteln der beruflichen Vorsorge erworben werden.
	2 Mit Einverständnis des Vorstandes können Genossenschaftsanteile auch von Dritten finanziert werden. Wird nichts anderes vereinbart, steht ein allfälliger Zins dem Mitglied zu.

	Art. 17 Verzinsung der Genossenschaftsanteile
	Die Genossenschaftsanteile werden nicht verzinst.

	Art. 18 Rückzahlung der Genossenschaftsanteile
	1 Ausscheidende Mitglieder bzw. deren Erben haben keine Ansprüche auf Genossenschaftsvermögen mit Ausnahme des Anspruchs auf Rückzahlung der von ihnen einbezahlten Genossenschaftsanteile.
	2 Kein Rückzahlungsanspruch besteht bei Mitgliedschafts- und Wohnungsanteilen, die nach Art. 10 und Art. 12 der Statuten vom/von der Partner/in übernommen werden. Die Rückzahlung von Anteilen, die mit Mitteln der beruflichen Vorsorge erworben wurden, ...
	3 Die Rückzahlung erfolgt zum Bilanzwert des Austrittsjahres unter Ausschluss der Reserven und Fondseinlagen, höchstens aber zum Nennwert.
	4 Die Auszahlung und eine allfällige Verzinsung erfolgen innert eines Monats nach Genehmigung der Jahresrechnung und Festlegung des Zinssatzes durch die nächste ordentliche Generalversammlung. Falls die Finanzlage der Genossenschaft dies erfordert, is...
	5 In besonderen Fällen kann der Vorstand beschliessen, dass die Genossenschaftsanteile vorzeitig zurückbezahlt werden, jedoch nie vor der Wohnungsabgabe, so insbesondere wenn der Betrag benötigt wird, um Genossenschaftsanteile einer anderen Wohnbaugen...
	6 Die Genossenschaft ist berechtigt, die ihr gegenüber dem ausscheidenden Mitglied zustehenden Forderungen mit dessen Guthaben aus den Genossenschaftsanteilen zu verrechnen.


	Freiwillige Anteile
	Art. 19 Freiwillige Anteile
	1 Die Mitglieder können freiwillige Anteile bis zu einem Maximalbetrag von CHF 100'000.-- pro Mitglied übernehmen.
	2 Freiwillige Anteile können schriftlich unter Einhaltung einer Kündigungsfrist von einem Jahr auf den Ablauf eines Geschäftsjahres gekündigt werden.
	3 Die freiwilligen Anteile werden nicht verzinst.


	Mitgliederdarlehen
	Art. 20 Mitgliederdarlehen
	1 Die Mitglieder können bei der Genossenschaft aufgrund eines Mitgliederdarlehensvertrages Geld bis zu einem Maximalbetrag von CHF 100'000.-- pro Mitglied zinstragend anlegen.
	2 Solche Darlehen müssen in der Bilanz durch unbelastete flüssige Mittel, Finanzanlagen oder im Besitz der Genossenschaft befindliche Schuldbriefe auf einem Grundstück der Genossenschaft im Gesamtbetrag der ausstehenden Darlehen gedeckt sein.
	3 Die Deckung der Mitgliederdarlehen ist im Anhang zur Jahresrechnung darzustellen und bei der jährlichen Revision zu prüfen.
	4 Die Verzinsung basiert auf dem Sparkontozinssatz der Zürcher Kantonalbank und einem Zinsaufschlag von maximal 1%. Der Zinssatz wird jährlich durch den Vorstand festgelegt.


	Haftung
	Art. 21 Haftung

	Rechnungswesen
	Art. 22 Jahresrechnung und Geschäftsjahr
	1 Die Jahresrechnung besteht aus Bilanz, Erfolgsrechnung und Anhang und wird nach den Grundsätzen der ordnungsgemässen Buchführung so aufgestellt, dass die Vermögens-, Finanzierungs- und Ertragslage der Genossenschaft zuverlässig beurteilt werden kann...
	2 Die Jahresrechnung ist der Revisions- bzw. Prüfstelle zur Prüfung zu unterbreiten.
	3 Geschäftsjahr ist das Kalenderjahr.

	Art. 23 Gewinnreserven
	1 Der Jahresgewinn, der aufgrund der Jahresrechnung berechnet wird, dient in erster Linie der Äufnung der Gewinnreserven.
	2 Die Generalversammlung entscheidet über die Höhe der Einlage in die gesetzlichen und freiwilligen Gewinnreserven unter Beachtung von Art. 860 Abs. 1 OR.
	3 Über die Beanspruchung der Gewinnreserven entscheidet der Vorstand unter Beachtung von Art. 860 Abs. 3 OR.

	Art. 24 Rücklagen und Wertberichtigungen
	1 Es werden die folgenden weiteren Fonds geäufnet:
	a) In der Regel pro Siedlung ein Erneuerungsfonds, dem jährlich je mindestens ein Betrag von 1% des Gebäudeversicherungswertes der Liegenschaft zuzuweisen ist; die Einlage ist auf die Erneuerungsstrategie der Genossenschaft abzustimmen;
	b) ein Amortisationskonto (Wertberichtigung der Liegenschaft), dem spätestens ab dem elften Jahr nach Bezug der Wohnungen zulasten der Erfolgsrechnung jährlich mindestens 1⁄2% des gesamten Anlagewertes ohne Land gutzuschreiben ist;
	c) ein Heimfallsfonds, soweit und in dem Masse als Baurechtsverträge dies vorschreiben.

	2 Dem Wertverzehr der Immobilien ist mit angemessenen, regelmässigen Abschreibungen Rechnung zu tragen. Sie richten sich in der Regel nach den steuerlichen Richtlinien und werden nach der indirekten Methode in der Bilanz dargestellt.
	3 Die Generalversammlung kann im Rahmen von Art. 862 und 863 OR beschliessen, weitere Fonds zu äufnen.
	4 Die Mittel der Fonds werden vom Vorstand entsprechend dem jeweiligen Zweck verwaltet und verwendet sowie im Rahmen der Gesamtrechnung von der Revisions- bzw. Prüfstelle überprüft.

	Art. 25 Entschädigung der Organe
	1 Die Mitglieder des Vorstandes haben Anspruch auf eine massvolle Entschädigung, die sich nach den Aufgaben und der Arbeitsbelastung der einzelnen Mitglieder richtet und vom Vorstand im Rahmen des Gesamtbetrags der Vorschriften der Stadt Zürich festge...
	2 Die Entschädigung der Revisions- bzw. Prüfstelle richtet sich nach den branchenüblichen Ansätzen.
	3 Mitglieder von Kommissionen und Ausschüssen haben Anspruch auf ein massvolles Sitzungsgeld.
	4 Die Ausrichtung von Tantiemen ist ausgeschlossen.
	5 Die Gesamtsumme der Entschädigungen für die Vorstandsmitglieder – aufgeteilt in Vorstandsentschädigung, zusätzliche Entschädigungen für Bautätigkeit und für weitere Arbeiten für die Genossenschaft – sowie für weitere von der Generalversammlung einge...
	6 Ferner werden den Mitgliedern von Vorstand, Revisions- bzw. Prüfstelle und Kommissionen die im Interesse der Genossenschaft aufgewendeten Auslagen ersetzt.



	5. Organisation
	Organe
	Art. 26 Überblick
	a) die Generalversammlung,
	b) der Vorstand,
	c) die Revisionsstelle.


	Generalversammlung
	Art. 27 Befugnisse
	1 Der Generalversammlung stehen die nachfolgenden Befugnisse zu:
	a) Festsetzung und Abänderung der Statuten;
	b) Wahl und Abberufung des Präsidiums oder des Co-Präsidiums, der weiteren Mitglieder des Vorstandes, der Revisionsstelle, sowie der Mitglieder der internen Revision und der Schlichtungskommission;
	c) Genehmigung des Jahresberichtes des Vorstandes;
	d) Abnahme der Jahresrechnung und Beschlussfassung über die Verwendung des Bilanzgewinnes;
	e) Entlastung der Mitglieder des Vorstandes;
	f) Beschlussfassung über Berufungen gegen Ausschlussbeschlüsse des Vorstandes;
	g) Beschlussfassung über den Verkauf von Grundstücken, Häusern und Wohnungen und die Einräumung von selbstständigen Baurechten;
	h) Beschlussfassung über den Kauf von Grundstücken und/oder die Erstellung von neuen Überbauungen, deren Kosten 5% des Anlagewertes sämtlicher Liegenschaften (ohne Abschreibungen) übersteigen;
	i) Beschlussfassung über den Abbruch von Liegenschaften und die Erstellung von Ersatzneubauten;
	j) Beschlussfassung über die Ausführung von Projekten, sofern die Kosten CHF 1‘000‘000.-- übersteigen;
	k) Beschlussfassung über Auflösung oder Fusion der Genossenschaft;
	l) Beschlussfassung über auf Antrag von Mitgliedern traktandierte Geschäfte, soweit diese der Beschlussfassung durch die Generalversammlung unterstehen (Art. 27 Abs. 2);
	m) Beschlussfassung über alle weiteren Gegenstände, die durch Gesetz oder Statuten der Generalversammlung vorbehalten sind oder die der Generalversammlung vom Vorstand unterbreitet werden.

	2 Anträge der Mitglieder auf Traktandierung eines Geschäftes gemäss Bst. l) müssen spätestens 90 Tage vor der ordentlichen Generalversammlung beim Vorstand schriftlich eingereicht werden. Der Termin der ordentlichen Generalversammlung ist mindestens v...
	3 Über Geschäfte kann nur abgestimmt werden, wenn sie traktandiert sind. Zum Stellen von Anträgen im Rahmen der Traktanden bedarf es keiner vorgängigen Ankündigung.

	Art. 28 Einberufung und Leitung
	1 Die ordentliche Generalversammlung findet alljährlich innerhalb der ersten Hälfte des Kalenderjahres statt.
	2 Ausserordentliche Generalversammlungen werden einberufen, sofern eine vorangegangene Generalversammlung, der Vorstand, die Revisionsstelle bzw. die Liquidatoren dies beschliessen oder 10% der Mitglieder dies verlangt. Besteht die Genossenschaft aus ...
	3 Die Generalversammlung wird durch den Vorstand mindestens 20 Tage vor dem Versammlungstag einberufen. In der Einberufung sind die Traktandenliste und bei Anträgen auf Änderung der Statuten der Wortlaut der vorgeschlagenen Änderungen bekannt zu geben...
	4 Die Generalversammlung wird vom Präsidium bzw. Co-Präsidium oder einem Mitglied des Vorstandes geleitet. Sie kann auf Antrag des Vorstandes eine/n Tagespräsidenten/in wählen.

	Art. 29 Stimmrecht
	1 Jedes Mitglied hat in der Generalversammlung eine Stimme.
	2 Es kann sich mit schriftlicher Vollmacht durch ein anderes Mitglied oder eine/n handlungsfähige/n und im gleichen Haushalt wohnhafte/n Familienangehörige/n vertreten lassen. Niemand kann mehr als ein anderes Mitglied vertreten.
	3 Bei Beschlüssen über die Entlastung der Mitglieder des Vorstandes haben die Vorstandsmitglieder kein Stimmrecht.

	Art. 30 Beschlüsse und Wahlen
	1 Die Generalversammlung ist beschlussfähig, wenn sie statutengemäss einberufen worden ist.
	2 Wahlen und Abstimmungen erfolgen offen, sofern nicht ein Drittel der abgegebenen Stimmen die geheime Durchführung verlangt.
	3 Die Generalversammlung fasst ihre Beschlüsse mit der einfachen Mehrheit der abgegebenen Stimmen. Bei Wahlen gilt im ersten Wahlgang das absolute, im zweiten Wahlgang das relative Mehr. Stimmenthaltungen und ungültige Stimmen werden nicht mitgezählt.
	4 Es gelten die nachfolgenden besonderen Quoren:
	a) Für den Verkauf von Grundstücken und die Einräumung von selbstständigen Baurechten ist die Zustimmung von drei Vierteln der an der Generalversammlung anwesenden Mitglieder erforderlich.
	b) Statutenänderungen erfordern die Zustimmung von drei Viertel der abgegebenen Stimmen. Für die Abänderung von Art. 6, Art. 30 Abs. 4 und Art. 40 der Statuten müssen jedoch vier Fünftel der abgegebenen Stimmen zustimmen und mindestens 20% aller Mitgl...
	c) Die Auflösung und Fusion der Genossenschaft bedürfen der Zustimmung von zwei Dritteln der abgegebenen Stimmen.

	5 Die Art. 889 OR und Art. 18 Abs. 1 Bst. d des Fusionsgesetzes (FusG) bleiben vorbehalten.
	6 Über Beschlüsse und Wahlresultate wird ein Protokoll geführt, das vom/von der Vorsitzenden und vom/von der Protokollführer/in zu unterzeichnen ist.


	Vorstand
	Art. 31 Wahl und Wählbarkeit
	1 Der Vorstand besteht aus mindestens drei Personen. Die Mehrheit muss aus Genossenschafter/innen bestehen. Die Wahl jedes Vorstandmitglieds erfolgt unter der Bedingung, dass es einen guten Leumund nachweisen kann. Das Präsidium bzw. das Co-Präsidium ...
	2 Solange die städtischen Wohnbauförderungsvorschriften aufgrund der ausgerichteten Unterstützungsleistungen anwendbar sind, hat die Stadt Zürich das Recht, zusätzlich zur im Abs. 1 genannten Anzahl Vorstandsmitglieder, ein Mitglied in den Vorstand ab...
	3 Die Mitglieder des Vorstandes werden auf drei Jahre gewählt und können wieder gewählt werden. Wahlen innert einer Amtsdauer gelten bis zu deren Ablauf. Die maximale Amtsdauer beträgt zwölf Jahre.
	4 Alle Mitglieder des Vorstandes sind verpflichtet, in den Ausstand zu treten, wenn Geschäfte behandelt werden, die ihre eigenen Interessen oder die Interessen von ihnen nahestehenden natürlichen oder juristischen Personen berühren. Die beschliessende...

	Art. 32 Aufgaben
	1 Der Vorstand ist im Rahmen der gesetzlichen und statutarischen Bestimmungen für die Verwaltung und für alle Geschäfte der Genossenschaft zuständig, die nicht ausdrücklich einem anderen Organ vorbehalten sind.
	2 Er erstellt für jedes Geschäftsjahr einen Geschäftsbericht, der sich aus der Jahresrechnung (Art. 22) und dem Jahresbericht zusammensetzt. Der Jahresbericht stellt den Geschäftsverlauf sowie die wirtschaftliche Lage der Genossenschaft dar und gibt d...
	3 Er bestimmt die zeichnungsberechtigten Personen und die Art ihrer Zeichnung, wobei nur Kollektivunterschrift zu zweien erteilt werden darf.

	Art. 33 Kompetenzdelegation
	1 Der Vorstand ist ermächtigt, die Geschäftsführung oder einzelne ihrer Bereiche an eines oder mehrere seiner Mitglieder (Ausschüsse), an ständige oder Ad-hoc-Kommissionen und/oder an eine oder mehrere Personen zu übertragen, die nicht Mitglieder der ...
	2 Der Vorstand erlässt ein Organisationsreglement, das die Aufgaben von Vorstand, Ausschüssen, Kommissionen und Geschäftsstelle festlegt sowie insbesondere die Berichterstattungspflicht regelt.

	Art. 34 Vorstandssitzungen
	1 Vorstandssitzungen werden vom Präsidium oder Co-Präsidium einberufen, so oft dies die Geschäfte erfordern, ferner wenn zwei Vorstandsmitglieder die Einberufung einer Vorstandssitzung verlangen.
	2 Der Vorstand ist bei Anwesenheit der Mehrheit seiner Mitglieder beschlussfähig. Er beschliesst mit der einfachen Mehrheit der abgegebenen Stimmen. Bei Stimmengleichheit entscheidet der/die Vorsitzende mit Stichentscheid.
	3 Als gültige Vorstandsbeschlüsse gelten schriftlich gefasste Zirkularbeschlüsse mit dem erforderlichen Quorum, auch solche per E-Mail und Fax, sofern sie vorgängig jedem Vorstandsmitglied zugestellt wurden und kein Vorstandsmitglied die mündliche Ber...
	4 Über die Verhandlungen und Beschlüsse des Vorstandes ist ein Protokoll zu führen. Das Protokoll ist vom/von der Vorsitzenden und vom/von der Protokollführer/in zu unterzeichnen.


	Revisionsstelle
	Art. 35 Wahl
	Als Revisionsstelle wählt die Generalversammlung eine/n zugelassene/n Revisor/in oder eine zugelassene Revisionsunternehmung nach dem Revisionsaufsichtsgesetz (Art. 5 ff. RAG und Art. 727c OR) jeweils für drei Geschäftsjahre bis zur Abnahme der entspr...

	Art. 36 Aufgaben
	1 Die gewählte Revisionsstelle führt eine eingeschränkte Revision nach Art. 729 ff. OR durch. Aufgaben und Verantwortung der Revisionsstelle richten sich nach den gesetzlichen Bestimmungen.
	2 Die Revisionsstelle legt der ordentlichen Generalversammlung einen schriftlichen Bericht vor.


	Interne Revision
	Art. 37 Wahl und Aufgaben
	1 Die interne Revision besteht aus mindestens drei fachkundigen Mitgliedern, die von der Generalversammlung für eine Dauer von drei Jahren gewählt werden.
	2 Die Mitglieder der internen Revision erhalten Einsicht in die Geschäftsbücher sowie Belege, überprüfen die Rechnungs- und Geschäftsführung, und erstellen unter Wahrung der Geschäftsgeheimnisse einen schriftlichen Bericht zuhanden der Generalversamml...


	Schlichtungskommission
	Art. 38 Wahl und Aufgaben
	1 Die Schlichtungskommission besteht aus mindestens drei Mitgliedern, die von der Generalversammlung für eine Dauer von drei Jahren gewählt werden.
	2 Die Schlichtungskommission versucht als erste Instanz Konflikte zwischen Genossenschaftsmitgliedern, zwischen Vorstandsmitgliedern sowie zwischen Genossenschafter/innen und Vorstand zu klären und zu lösen.



	6. Schlussbestimmungen
	Auflösung durch Liquidation und Fusion
	Art. 39 Liquidation
	1 Eine besonders zu diesem Zweck einberufene Generalversammlung kann jederzeit die Auflösung der Genossenschaft durch Liquidation beschliessen.
	2 Der Vorstand führt die Liquidation nach den Vorschriften von Gesetz und Statuten durch, falls die Generalversammlung damit nicht besondere Liquidator/innen beauftragt.

	Art. 40 Vorkaufsrecht der Stadt Zürich und Liquidationsüberschuss
	1 Solange die städtischen Wohnbauförderungsvorschriften aufgrund der ausgerichteten Unterstützungsleistungen anwendbar sind, sind die betreffenden Bauten bei Liquidation der Genossenschaft der Stadt Zürich auf deren Verlangen zu übertragen. Die Stadt ...
	2 Solange die städtischen Wohnbauförderungsvorschriften aufgrund der ausgerichteten Unterstützungsleistungen anwendbar sind, wird bei einer Liquidation der Genossenschaft das nach Tilgung aller Schulden und Rückzahlung aller Genossenschaftsanteile zum...

	Art. 41 Fusion
	1 Die Generalversammlung kann jederzeit die Fusion der Genossenschaft mit einem anderen gemeinnützigen Wohnbauträger beschliessen.
	2 Die Vorbereitung der Fusion ist Sache des Vorstandes. Er kann dazu jedoch vorgängig die Generalversammlung in einer Konsultativabstimmung befragen.


	Bekanntmachungen
	Art. 42 Mitteilungen und Publikationsorgan
	1 Die von der Genossenschaft an die Mitglieder gerichteten internen Mitteilungen und Einberufungen erfolgen schriftlich, durch E-Mail oder durch Zirkular, sofern das Gesetz nicht zwingend etwas anderes vorschreibt.
	2 Publikationsorgan der Genossenschaft ist das „Schweizerische Handelsamtsblatt“.


	Inkraftsetzung
	Art. 43 Inkraftsetzung
	1 Diese Statuten ersetzen die bisherigen Statuten der Baugenossenschaft Letten und treten mit deren Beschluss am 4. November 2022 in Kraft




